
In der differenzierten Einbeziehung dieser Werktätigen 
sind zwar Fortschritte erzielt worden; es kann jedoch 
nicht übersehen werden, daß die Auseinandersetzungen 
in den Arbeits- und Lemkollektiven zurückgegangen 
sind und oftmals nur schriftliche Stellungnahmen von 
den Kollektiven gefordert werden. Im Ergebnis einer 
solchen Praxis sind auch die Anträge auf Bestätigung 
von Bürgschaften zurückgegangen.
Die Gerichte müssen deshalb bereits im Eröffnungs­
verfahren darauf achten, daß die zur notwendigen Er­
ziehung des Jugendlichen geeigneten Kräfte in das Ver­
fahren einbezogen werden. Das betrifft insbesondere 
Jugendkollektive, da sie wichtige Hinweise für die ju­
gendgemäße Ausgestaltung des Bewährungs- bzw. Er­
ziehungsprozesses erteilen und an seiner Gestaltung 
aktiv mitwirken.
Die Einbeziehung des sozialistischen Jugend Verbandes 
in Jugendstrafverfahren ist noch nicht immer davon be­
stimmt, zur Erhöhung der Wirksamkeit der klassen­
mäßigen Erziehung der Jugend durch die FDJ-Leitun- 
gen beizutragen. Davon zeugt die Praxis^ die FDJ- 
Kreisleitungen formal zu Hauptverhandlungen zu laden. 
Eine gesellschaftlich wirksame Mitwirkung der FD J ent­
wickelte sich in den Jugendstrafverfahren, in die Ver­
treter der Leitung der FDJ-Grundorganisationen bzw. 
der FDJ-G-ruppenleitungen einbezogen und denen vor­
her gern. § 209 Abs. 1 StPO konkrete Hinweise gegeben 
wurden, welche Bedeutung ihre Teilnahme an der Ver­
handlung und deren Auswertung für die FDJ-Arbeit in 
ihrem Bereich hat. In diesen Fällen haben die FDJ- 
Vertreter meistens überzeugend dargelegt, wie sie den 
künftigen Erziehungsprozeß der Jugendlichen durch 
konkrete Maßnahmen unterstützen werden, was dann 
auch geschehen ist. Die Gerichte sollten daher die ge­
nannten Leitungen der FDJ nur an solchen Jugend­
strafverfahren beteiligen, deren Auswertung für ihre 
Arbeit eine konkrete Bedeutung hat. Den Kreisleitun­
gen der FDJ hingegen sind solche Kenntnisse und Er­
fahrungen zu vermitteln, die ihnen helfen, ihre spezi­
fische Verantwortung in der politisch-ideologischen Ar­
beit mit allen Jugendlichen wahrzunehmen (z. B. zur 
politisch-ideologischen Grundhaltung jugendlicher Tä­
ter und zur klassenmäßigen Erziehung von Schülern 
und Lehrlingen, zur Wirksamkeit der FDJ-Arbeit, zu 
Problemen der Freizeitgestaltung). In Rostock hat sich 
insoweit bewährt, daß der Jugendrichter in bestimmten 
Abständen an den Sekretärsberatungen der FDJ-Kreis- 
leitung teilnimmt, dort solche Probleme konkret dar­
legt und Fragen der Vorbeugung und Bekämpfung der 
Jugendkriminalität aus der Sicht des Gerichts behan­
delt.
Die Mitwirkung der Organe der Jugendhilfe in der 
Hauptverhandlung ist nach den Erfahrungen der Praxis 
nur dann erforderlich, wenn sie am Ermittlungsverfah­
ren beteiligt waren, weil
— gegenüber dem Jugendlichen bereits von den Orga­

nen der Jugendhilfe Maßnahmen der Erziehungs­
hilfe getroffen wurden

— der Jugendliche unter Vormundschaft steht
— der Jugendliche erneut straffällig wurde
— Zweifel am Vcxrliegen der persönlichen Vorausset­

zungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des 
Jugendlichen bestehen

— die Erziehungsberechtigten ihre in der StPO fest­
gelegten Rechte nicht wahrnehmen können.

Bewährt haben sich die mit den an der Hauptverhand­
lung beteiligten Erziehungsträgern und gesellschaft­
lichen Kräften im Anschluß an die Urteilsverkündung 
geführten Beratungen zur Ausgestaltung des weiteren 
Erziehungsprozesses. Insbesondere hat sich dies als 
richtig erwiesen, wenn im Zusammenhang mit der Ver­

urteilung auf Bewährung bzw. Auferlegung besonderer 
Pflichten negative Entwicklungsfaktoren im Umwelt- 
und (oder) Persönlichkeitsbereich des Jugendlichen 
durch die Festlegung konkreter Maßnahmen überwun­
den werden mußten. Die Praxis, die Leiter der Betriebe, 
Schulen und Einrichtungen über die ausgesprochenen 
Strafen und festgelegten weiteren Erziehungsmaßnah­
men zu informieren, ist fortzuführen, damit sie ihre 
Pflichten aus Art. 3, §§ 26, 32 StGB wahmehmen kön­
nen.
5. Als eine rationelle Methode zur Feststellung 
entwicklungsbedingter Besonderheiten sowie der Er- 
ziehungs- und Familienverhältnisse jugendlicher Täter 
hat sich bewährt, Komplexeinschätzungen auf solche 
Verfahren zu konzentrieren, in denen
— die Auferlegung besonderer Pflichten (§70 StGB) 

bzw. der Ausspruch von Strafen ohne Freiheitsent­
zug (§§ 71 bis 73 StGB) zu erwarten ist und koordi­
nierte Maßnahmen zur Erziehung des Jugendlichen 
eingeleitet werden müssen oder

— angesichts der Tatschwere die Auffälligkeiten im 
Verhalten des Jugendlichen und seine bisherigen 
Erziehungsschwierigkeiten es erfordern und die Er­
ziehungsverantwortlichen in der Lage sind, wesent­
liche Angaben über den bisherigen Erziehungsver­
lauf des Jugendlichen, über unzulängliche Erzie­
hungsbedingungen oder andere die Entwicklung 
beeinträchtigende Faktoren machen können.

In diesem Zusammenhang ist zu empfehlen, künftig 
Vertreter der Arbeits- bzw. Lemkollektive, der FDJ- 
Gruppen und vorgesehene Betreuer der Jugendlichen 
in die Komplexeinschätzungen einzubeziehen, um ihnen 
bereits in diesem Stadium des Verfahrens notwendige 
Kenntnisse zu vermitteln, die sie für ihre Mitwirkung 
an der Hauptverhandlung und an der weiteren Erzie­
hung des Jugendlichen brauchen.
Im Jugendstrafverfahren kommt es verstärkt darauf 
an, zu sichern, daß die gesetzliche Frist für die Durch­
führung der Hauptverhandlung (§ 201 Abs. 3 StPO) ein­
gehalten wird. Die Praxis in einzelnen Bezirken, vor­
handene Fristüberschreitungen durch beschleunigte 
Verfahren sowie Abkürzungen der Ladungsfrist (§ 204 
Abs. 2 StPO) zu überwinden, verkennt, daß für die An­
wendung dieser prozessualen Möglichkeiten auch in 
Jugendstrafverfahren nur die inhaltliche Zielstellung 
des Verfahrens maßgebend ist und nicht die Erreichung 
statistischer Ergebnisse.
6. Als Bestandteil der sozialistischen Jugenderzie­
hung führt die Rechtserziehung der Jugend zur Her­
ausbildung und Festigung des sozialistischen Staats­
und Rechtsbewußtseins bei allen Jugendlichen (vgL 
Beschluß des Politbüros des Zentralkomitees der SED 
„Die nächsten Aufgaben zur Erläuterung des sozialisti­
schen Rechts sowie zur Festigung und weiteren Ent­
wicklung des Rechtsbewußtseins der Werktätigen“). Sie 
vollzieht sich nach den Erfahrungen der Gerichte durch 
die Information über das geltende Recht, durch die zu­
nehmend stärkere Ausprägung normgerechter Einstel­
lungen und Gewohnheiten sowie durch die Entwick­
lung sozialistischer Verhaltensweisen in allen Lebens­
bereichen. Dabei entwickeln sich in zielstrebiger Ver­
wirklichung der Forderung des IX. Parlaments der FDJ, 
alle Jungen und Mädchen zu jungen Sozialisten zu er­
ziehen, vielfältige Initiativen der FDJ-Grundorganisa- 
tionen, insbesondere unter der Arbeiterjugend.

So vermittelt beispielsweise die FDJ-Grundorganisation 
„Conrad Blenkle“ der Maxhütte Unterwellenbom den 
Jugendlichen konkret anwendbare Rechtskenntnisse. 

Die Arbeit mit zurückbleibenden Jugendlichen (solche, 
die sich inaktiv verhalten, die ihre Freizeit vergeuden, 
die keine Achtung vor dem sozialistischen Eigentum
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